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Am 3.3.2021 hat das Bundeskabinett das Gesetz zu unternehmerischer Sorgfaltspflicht angenommen (s. dazu auch die Mel-

dung auf S. 641 sowie den Blickpunkt auf S. 691 in diesem Heft). Die Verantwortung der Unternehmen soll sich entspre-

chend des neuen Gesetzes auf die gesamte Lieferkette erstrecken, abgestuft nach den Einflussmöglichkeiten. Die Pflichten

müssen durch die Unternehmen in ihrem eigenen Geschäftsbereich sowie gegenüber ihren unmittelbaren Zulieferern umge-

setzt werden. Mittelbare Zulieferer werden einbezogen, sobald das Unternehmen von Menschenrechtsverletzungen auf die-

ser Ebene substantiierte Kenntnis erhält (PM BMWi vom 3.3.2021). Das Gesetz konkretisiere, in welcher Form die Unterneh-

men ihre menschenrechtliche Sorgfaltspflicht erfüllen. Dies beinhalte, dass sie menschenrechtliche Risiken analysieren, Prä-

ventions- und Abhilfemaßnahmen ergreifen, Beschwerdemöglichkeiten einrichten und über ihre Aktivitäten berichten müs-

sen. Neue zivilrechtliche Haftungsregelungen schafft das Gesetz nicht, vielmehr gilt weiterhin die zivilrechtliche Haftung

nach deutschem und ausländischem Recht, die auch Gegenstand des Beitrags von Bälz „Haftung für Menschenrechtsverlet-

zungen im internationalen Projektgeschäft“ auf S. 643ff. in diesem Heft ist. Nach Ansicht von Entwicklungsminister Gerd

Müller handelt es sich bei dem Beschluss des Bundeskabinetts um einen guten Kompromiss mit Augenmaß. Es gebe klare,

abgestufte Regeln. Trotzdem aber sei es Ziel, eine einheitliche europäische Regelung zu treffen (Augsburger Allgemeine

vom 9.3.2021). Das dürfte schwierig werden. Denn das EU-Parlament hat sich am 10.3.2021 für eine über den deutschen

Gesetzentwurf in vielerlei Hinsicht hinausgehende EU-Regelung ausgesprochen, wie bspw. für die Ausweitung der zivilrecht-

lichen Haftung der Unternehmen für Umweltschäden oder Menschenrechtsverstöße. Die EU-Kommission will nun bis zum

Sommer einen konkreten Gesetzesvorschlag vorlegen (faz.net vom 10.3.2021).

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BVerfG. Strafrechtliche Vermögensabschöp-

fungbei bereits vor Inkrafttreten des Reform-

gesetzesverjährtenErwerbstatenmitdemGG

Mit Beschluss vom 10.2.2021 – 2 BvL 8/19 – hat

das BVerfG entschieden, dass Art. 316h S. 1

EGStGB in der Fassung des Gesetzes zur Reform

der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung

vom 13.4.2017 mit dem Grundgesetz vereinbar

ist, auch soweit er die Neuregelungen in Fällen

für anwendbar erklärt, in denen bereits vor dem

Inkrafttreten des Reformgesetzes Verfolgungs-

verjährung eingetreten war. Zur Begründung

hat der Zweite Senat des BVerfG ausgeführt,

dass Art. 316h S. 1 EGStGB bei derartigen Sach-

verhalten zwar eine Rückbewirkung von Rechts-

folgen („echte“ Rückwirkung) darstellt, diese

aber ausnahmsweise wegen überragender Be-

lange des Gemeinwohls zulässig und mit dem

Grundgesetz vereinbar ist.
(PM BVerfG Nr. 20/2021 vom 5.3.2021)

BGH: Abgabe von Gratismustern nicht ver-

schreibungspflichtiger Arzneimittel durch

Apotheker – Gratismuster II

a) Die unionsrechtskonformeAuslegung von § 47

Abs. 3 AMG imLichte vonArt. 96Abs. 1 der Richt-

linie 2001/83/EG ergibt, dass es pharmazeuti-

schen Unternehmen nicht erlaubt ist, Gratismus-

ter verschreibungspflichtiger Arzneimittel an

Apotheker abzugeben. Dagegen stehen diese

Bestimmungen der Abgabe von Gratismustern

nicht verschreibungspflichtiger Arzneimittel an

Apotheker nicht entgegen (im Anschluss an

EuGH, Urteil vom 11. Juni 2020 C786/18, GRUR

2020, 764 =WRP 2020, 1004 – ratiopharm).

b) Die Abgabe von Gratismustern nicht verschrei-

bungspflichtiger Arzneimittel an Apotheker kann

jedoch nach § 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 HWG als Zu-

wendung in Form einerWare unzulässig sein.

BGH, Urteil vom 17.12.2020 – I ZR 235/16
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-641-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Kein Widerrufsrecht des Leasingneh-

mers bei Leasingvertrag mit Kilometerab-

rechnung

a) Ein Leasingvertrag mit Kilometerabrechnung

erfüllt nicht die von § 506 Abs. 2 BGB (in der

oben genannten, auch heute noch geltenden

Fassung) erforderlichen Voraussetzungen an

eine sonstige entgeltliche Finanzierungshilfe bei

Nutzungsverträgen.

b) Die Vorschrift des § 506 Abs. 2 BGB trifft

eine abschließende Regelung dazu, bei wel-

chen Fallgestaltungen sonstige entgeltliche Fi-

nanzierungshilfen im Sinne des § 506 Abs. 1

BGB (hier in der Fassung vom 20. September

2013) im Bereich von Nutzungsverträgen an-

zunehmen sind. Eine ergänzende Heranzie-

hung des § 506 Abs. 1 BGB (hier in der Fas-

sung vom 20. September 2013) auf von § 506

Abs. 2 BGB nicht erfasste Leasingverträge (ins-

besondere Leasingverträge mit Kilometerab-

rechnung) verbietet sich.

c) § 506 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BGB (in der oben ge-

nannten, auch heute noch geltenden Fassung)

ist nicht analog auf Leasingverträge mit Kilome-

terabrechnung anzuwenden.

d) Ein Widerrufsrecht des Leasingnehmers nach

§§ 495, 355 BGB besteht demnach bei solchen

Leasingverträgen nicht.

BGH, Urteil vom 24.2.2021 – VIII ZR 36/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-641-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Dieselverfahren – Schadensersatzklage

gegenAudiAG–ZurückverweisunganOLG

Der Kläger erwarb von einem Autohaus einen

gebrauchten Audi A6 Avant, der mit einem 2,0-

Liter Dieselmotor des Typs EA189, Schadstoff-

norm Euro 5 ausgestattet ist. Die Beklagte ist

Herstellerin des Wagens. Der von der Volkswa-

gen AG entwickelte und gelieferte Motor war

mit einer Software versehen, die erkennt, ob sich

das Fahrzeug auf einem Prüfstand im Testbe-

trieb befindet, und die in diesem Fall in einen

Stickoxid-optimierten Modus schaltet. Es erge-

ben sich dadurch auf dem Prüfstand geringere

Stickoxid-Emissionswerte als im normalen Fahr-

betrieb. Mit seiner Klage verlangt der Kläger im

Wesentlichen Ersatz des für das Fahrzeug ge-

zahlten Kaufpreises nebst Zinsen Zug um Zug

gegen Rückgabe des Fahrzeugs. Das LG hat der

Klage überwiegend stattgegeben. Das OLG hat

unter Zulassung der Revision die Verurteilung

der Beklagten zur Leistung von Schadensersatz

dem Grunde nach bestätigt, bei der Bemessung

der Höhe des zu zahlenden Betrages allerdings

einen Abzug von der Kaufpreissumme wegen

der erfolgten Nutzung des Fahrzeugs durch den

Kläger vorgenommen. Der BGH hat mit Urteil

vom 8.3.2021 – VI ZR 505/19 – das angefochte-

ne Urteil aufgehoben und die Sache zur neuen

Verhandlung und Entscheidung an das Beru-

fungsgericht zurückverwiesen. Das Berufungs-

gericht hat insbesondere nicht festgestellt, dass

nicht nur bei der Muttergesellschaft, sondern

auch bei der Beklagten eine auf arglistige Täu-

schung des KBA und letztlich der Fahrzeuger-

werber gerichtete Strategieentscheidung getrof-

fen wurde oder für die Beklagte handelnde Per-

sonen an der von der Muttergesellschaft getrof-

fenen Entscheidung zumindest beteiligt waren.
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